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Der Nationalrat hat das Morato-
rium für denAnbauvon gentech-
nisch veränderten Pflanzen in
der Landwirtschaft um weitere
vier Jahre bis Ende 2025 verlän-
gert. Er hat die entsprechende
Botschaft des Bundesrates mit
144 zu 27 Stimmen bei 19 Enthal-
tungen gutgeheissen.

Die Enthaltungen stammten
aus den Reihen der Grünlibera-
len.Abgelehntwurde dieVerlän-
gerung desMoratoriumsvon der
Mehrheit der Freisinnigen sowie
einzelnen Vertretern der SVP.

SP, Grüne,Mitte und SVP lies-
sen auch Anträge der FDP und
GLP abblitzen, die wenigstens
neue gentechnische Verfahren
wie die Genom-Editierung vom
Moratorium ausnehmenwollten.
Mit der sogenannten Genschere
wisse man im Gegensatz zu den
herkömmlichen Verfahren mit
Bestrahlung und Chemie genau,
was man tue, sagte Christian
Wasserfallen (FDP, BE). Die Po-
litikmache aber leiderweiterhin
keine Anstalten, sich in dieser
Thematik zu bewegen.

Forschung ausgenommen
Keine Chance hatte auch Martin
Bäumle (GLP, ZH) mit einem
Kompromissantrag, nur Pflan-
zen, die mit Genom-Editierung
ohne Einbau von artfremdem
Erbgut gezüchtet werden, vom
Moratorium auszunehmen und
bis Ende 2022 eine risikobasier-
te Zulassung anzustreben. Viele
Risiken, diemanvor Jahren noch
befürchtete, seien nicht eingetre-
ten. Das Potenzial der Gentech-
nik sei gross und die Bevölke-
rung sei offener geworden fürdie
Technik.

Die Befürworter derVerlänge-
rung des Moratoriums betonten
unisono, dasMoratoriumbetref-
fe die Forschung ausdrücklich
nicht. DerGrundlagenforschung
stehe auch weiterhin nichts im
Weg, sagte Sandra Locher Ban-
guerel (SP, GR). Die Gentechnik
in der Landwirtschaft werde
jedochweiterhin von einer deut-
lichenMehrheit der Bevölkerung
abgelehnt.

Die neuen Methoden seien
nicht das Wundermittel, als das
es von den Gegnern desMorato-
riums verkauft werde, betonte
Fabien Fivaz (Grüne, NE). Auch
in der Wissenschaft sei die De-
batte zu den Risiken längst nicht

abgeschlossen. Man dürfe die
Genom-Editierung nicht «auf
die Komplexität eines Scheren-
schnittes herunterbrechen», er-
gänzte Fraktionskollegin Meret
Schneider (ZH).

Mit einer Verlängerung des
Moratoriums erhalte man mehr
Zeit, um in vier Jahren faktenba-
sierte Entscheidungen über das
weitereVorgehen in dieser kom-
plexen Thematik fällen zu kön-
nen. In diesem Sinne hiess der
Nationalrat zusammenmit dem
Gesetz auch ein entsprechendes
Postulat seiner vorberatenden
Kommission gut.

Risikobewertung verlangt
Dieses beauftragt den Bundes-
rat, in den nächsten vier Jahren
insbesondere Fragen zurKoexis-
tenz von traditioneller und gen-
technikbasierter Landwirtschaft
zu klären. Er muss auch eine
Risikobewertung vorlegen und
Antworten liefern zu denVerant-
wortlichkeiten bei allfälligenVer-
unreinigungen durch gentech-
nisch veränderte Organismen.

Gerade auch die rasche
Weiterentwicklung der neuen
Verfahren spreche für eine Ver
längerung desMoratorium, sag-
te Umweltministerin Simonetta
Sommaruga.Während der Dau-
er des Moratoriums gelte es, be-
lastbare Informationen zu sam-
meln und zu analysieren. Aus-
nahmen vom Moratorium zu
verlangen,werde der Komplexi-
tät der neuen gentechnischen
Verfahren nicht gerecht. Je nach
Anwendung gebe es nochwenig
Erfahrung.

Insgesamt besteht gemäss
Sommaruga weiterhin ein gros-
ses Interesse in der Bevölkerung
undderBranche selbernach einer
gentechnikfreien Landwirtschaft.
Das sei ausserdemauch einWett-
bewerbsvorteil. Auch in der Ver-
nehmlassung sei die Verlänge-
rung des Moratoriums zudem
breit akzeptiert worden.

Stimmt auch der Ständerat
der Botschaft zu, wird das Gen-
tech-Moratorium in der Land-
wirtschaft bereits zum vierten
Mal verlängert. Das Moratorium
besteht seit 2005 nach dem Ja zu
einer Volksinitiative. Gentech-
nisch veränderte Organismen
dürfen in der Schweiz deshalb
nur zu Forschungszwecken an-
gebaut werden. (sda)

Gentech-Moratorium
bis Ende 2025 verlängert
Landwirtschaft Der Nationalrat stimmt der
vierten Verlängerung seit 2005 deutlich zu.

Die Situation ist entspannter als auch schon: Ausflug auf dem Zürichsee. Foto: Alexandra Wey (Keystone)
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Der rückläufige Trend bei den
Corona-Eckdaten in der Schweiz
hat sich gestern bestätigt: Inner-
halb von 24 Stunden wurden
dem Bundesamt für Gesundheit
1632 neue Coronavirus-Fälle ge-
meldet, das sind knapp 28 Pro-
zent weniger als eineWoche zu-
vor. Die Spitaleinweisungen gin-
gen im gleichen Zeitraum um
über 40 Prozent zurück.

Fachleuten zufolge gibt es
mehrere Gründe für die positive
Entwicklung. Einer davon ist die
Einführung der Zertifikatspflicht
am 13. September. Ihr direkter
Effekt dürfte sich zwar erst noch
bemerkbar machen. «Doch wir
konnten schon ein paar Mal be-
obachten, dass die Bevölkerung
ihre Mobilität erheblich redu-
zierte, bevor die BehördenMass-
nahmen verkündeten», sagt der
Epidemiologe Antoine Flahault
von der Universität Genf. Laut
der Covid-Taskforce des Bundes

spielt auch das Ende der Som-
merferien eine Rolle. Der Rück-
gang bei denHospitalisierungen
sei auf die Abnahme von Reise-
rückkehrern zurückzuführen,
schreibt sie in ihrer neusten La-
gebeurteilung. ImAugust lande-
ten viele Touristinnen und Tou-
risten nach ihrer Heimreise auf
der Intensivstation, inzwischen
konnten die meisten das Spital
wieder verlassen.

Es ist nicht vorbei
Zudemprofitiert die Schweiz ge-
mäss Flahault von der starken
Verbreitung desModerna-Impf-
stoffs. Verschiedenen Studien
zufolge scheint er effektiver ge-
gen Delta zu wirken als die Vak-
zine von Pfizer/Biontech undAs-
traZeneca. «Geimpfte könnten
also besser gegen schwere For-
men der Krankheit geschützt
sein», sagt der Epidemiologe.

Ist die vierte Welle also vor-
bei? Nein, heisst es dazu von al-
len Seiten.

Insgesamt haben die Spitalein-
tritte zwar abgenommen, doch
nur aufgrund des Rückgangs an
Reiserückkehrern. Die Zahl der
Personen, die sich in der Schweiz
anstecken und hospitalisiert
werden müssen, bleibe auf kon-
stantem Niveau, hält die Task-
force fest. «Das bedeutet, dass
die Epidemie hierzulande nicht
zurückgeht.»

Hält die Dynamik an?
Unklar ist auch, wie lange sich
diese positive Entwicklung fort-
setzenwird.Die Universität Genf
erstellt zusammen mit der ETH
Lausanne und der ETH Zürich
tägliche Prognosen. «Wir sagen
die Pandemie aber nie länger als
sieben Tage voraus, weil wir
glauben, dass dies beim derzei-
tigen Stand derEntwicklungma-
thematischerModelle nichtmög-
lich ist», sagt Flahault.Wenn die
Dynamik anhalte, könne die Zahl
derNeuinfektionen proTag bald
auf unter 1000 fallen. «Massnah-

men sind trotzdem notwendig,
um die Delta-Variante und die
vierte Welle unter Kontrolle zu
halten.»

Die anstehende kalte Jahres-
zeit macht den Fachleuten Sor-
gen. Vor einem Jahr war die
Schweiz in einer ähnlichen Situ-
ation: Mitte September flachte
die Kurve der Ansteckungen
leicht ab, die Gefahr einer zwei-
ten Welle schien gebannt – und
dann explodierten die Zahlen
plötzlich.

Aufgrund der kühleren Tem-
peraturen hielten sich die Men-
schen vermehrt in Innenräumen
auf, wo sich das Virus einfacher
verbreitet. «Es ist wahrschein-
lich, dass die Ansteckungen und
Hospitalisierungen wieder zu-
nehmen werden», sagte Samia
Hurst, die Vizepräsidentin der
Taskforce, diese Woche vor den
Medien. Und aktuell bewegten
sich die Zahlen schon auf deut-
lich höheremNiveau als nochvor
einem Jahr.

Die Gründe für
die sinkenden Corona-Zahlen
Pandemie Seit zwei Wochen sind die Neuansteckungen und Hospitalisationen
in der Schweiz rückläufig. Warum? Und bleibt das so? Fachleute ordnen die Lage ein.
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Intensivmedizin Sollten die Inten-
sivstationen einmal so voll sein,
dassTriagenentscheidungen ge-
fällt werden müssen, soll künf-
tig auch der zu erwartende Auf-
wand sowie die Dauer der Be-
handlung als Kriterium für eine
Aufnahme dienen. Die Schwei-
zerischeAkademie derMedizini-
schen Wissenschaften (SAMW)
hat ihre Richtlinien entspre-
chend angepasst.

DieAktualisierung sei erfolgt,
weil nun – anders als während
der ersten Wellen der Covid-
19-Pandemie – vermehrt junge
und zuvor gesunde Patientinnen
und Patienten intensivmedizini-
sche Behandlung benötigten,
teilten die SAMW und die
Schweizerische Gesellschaft für
Intensivmedizin gestern mit.

Das Ziel der Triage-Richtlinien
bleibe es, bei einervölligenÜber-
lastung der Intensivkapazitäten
so zu entscheiden, «dass die
grösstmögliche Anzahl von Le-
ben gerettet wird». Neu werde
nun explizit erwähnt, dass dabei
auch derAufwand berücksichtigt
werden soll, dermit einer inten-
sivmedizinischen Behandlung
verbunden sei.

Deshalb sollen Patientinnen
und Patienten, bei denen eine In-
tervention schon nach kurzer
Zeit Erfolg haben dürfte,Vorrang
haben vor Interventionen, «de-
ren Effekt sich erst nach langer
Therapiedauer einstellt». Das
erste und wichtigste Entschei-
dungskriterium bleibe aber
weiterhin die kurzfristige Über-
lebensprognose. (sda)

Neue Triage-Richtlinien:
Behandlungsdauer ist mitentscheidend
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Stephan Israel, Brüssel

HerrMandl, in der Schweiz
sind die Erwartungen an Sie
und Ihren Bericht zu den
Beziehungen Schweiz–EU
sehr gross.Was könnenwir
erwarten?
Mir istwichtig, die Erwartungen
richtig einzuordnen.Der Bericht
hat nicht zur Aufgabe, die Rah-
menvertragsverhandlungenwie-
derzubeleben. Ich möchte neue
Zukunftsperspektiven ausloten,
die für beide Seiten ein Gewinn
sein könnten. Mein Ziel ist es, in
klarenWorten festzuhalten, dass
die Schweiz zu Europa gehört
und dasswir einander gerade im
geopolitischen Kontext brau-
chen. Zum Beispiel, wenn es um
dieWirtschaft, dieWissenschaft
oder auch die Sicherheit geht.

Es gibt Missstimmung,weil
die Schweiz ein amerikanisches
Kampfflugzeug und kein
französisches kaufenwill.
Ein schlechtes Omen für eine
Zusammenarbeit?
Ich teile diese Missstimmung
nicht. Es geht hier um eine Be-
schaffung, und der Entscheid ist
gefallen. Wenn es Dissonanzen
gibt, ist das im Gegenteil ein
Grund, enger zusammenzuarbei-
ten.Die Frage ist,wiewirmit der
neutralen Schweiz zusammen-
arbeiten, auch im Hinblick auf
die strategische Autonomie Eu-
ropas. Es ist jetzt erstmals mög-
lich, dass Nicht-EU-Staaten sich
hier an Projekten der Europäi-
schen Union beteiligen.

Priorität hätte für die Schweiz,
beim Forschungsprogramm
Horizon Europewieder
assoziiert zuwerden. Doch
hier blockiert Brüssel.
Ich halte es für völlig falsch, die
Schweiz hier hinzuhalten. Es ist
ein Eigentor für die EU. Die
Schweiz ist bei der Forschung
globale Spitze. Es wäre wichtig,
die Schweiz als Leuchtturm da-
beizuhaben. Europa riskiert oh-
nehin, denAnschluss an die Spit-
zenforschung zu verlieren und
zu einem Kontinent des Kon-
sums zu werden. Ich sehe kri-
tisch, wie Brüssel sich hier im
Klein-Klein verliert und die
Schweiz blockiert.

Wie sehen Sie die Chancen,
dass die Schweiz beim
EU-Forschungsprogrammbald
wieder voll mitmachen kann?
Die Einsicht wächst auch in
Brüssel, dass es nicht klug war,
die Schweiz bei Horizon auszu-
sperren. Das ist zumindestmein
Eindruck. Es gibt eine Chance,
dass die Schweiz sich bald wie-
der assoziieren kann.

Ein Fehler, dass das
Schweizer Parlament
die Kohäsionsmilliarde
bisher blockiert hat?
Die Kohäsionsmilliarde darf
nicht mit Horizon Europe ver-
knüpft werden. Ich bin gegen
sachfremde Junktims. Dass die
Kohäsionsmilliarde bezahltwer-
den muss, ist klar. Das hat auch
keinermeinerGesprächspartner
in der Schweiz infrage gestellt. Je
früher dieser Betrag überwiesen

wird, desto besser. Ich bin zu
versichtlich, dass das nicht eine
Frage vonMonaten, sondern von
Wochen ist.

Ihr Bundeskanzler Sebastian
Kurzwill das Thema Schweiz
auf die Agenda des nächsten
EU-Gipfels setzen.Wie stehen
die Chancen? Und haben Sie
sich abgesprochen?
Wir haben da in der Tat die glei-
che Position. Es ist für mich
selbstverständlich, dass die
Schweiz am Gipfel der Staats-
und Regierungschefs bespro-
chenwerdenmuss, und zwar als
absolute Priorität. Ich vermute,
dass die Nachbarstaaten da am
Gipfel konstruktiv mitdiskutie-
renwerden. Sie sind schliesslich
näher dran.Aber letztlich müss-
te es für alle Mitgliedsstaaten
klar sein, dass die Schweiz als

wertvolles Mitglied der europäi-
schen Staatenfamiliewichtig ist.

Brüssel verweist auf
dasVerhandlungsmandat
derMitgliedsstaaten.
Das ist richtig. Aber für mich ist
klar, dass die Gründe für denAb-
bruch nicht nur in Bern, sondern
auch in Brüssel liegen. Wir ha-
ben gesehen, wie es nicht funk-
tioniert.Wennwir das Pferd von
hinten aufzäumen und in den
festgefahrenen Positionen ver-
harren, verlieren wir den Über-
blick. Hier ist die Chance für das
EU-Parlament.Wir können nach
Herzenslust Szenarien ausloten
und müssen uns anders als die
Regierungen nicht an ein starres
Verhandlungsmandat halten.
Dieses Privilegwill ich auch nüt-
zen, umdas bilateraleVerhältnis
zu verbessern.

Was sind denn die Fehler,
die Brüssel gemacht hat?
Manhat vielfach aneinandervor-
beigeredet, und zwarvon beiden
Seiten. Es ist aber nicht meine
Aufgabe, hier eine Aufarbeitung
zu machen.

Was unternehmen Sie konkret?
Ich versuche zum Beispiel, die
österreichischen und schweize-
rischen Gewerkschaften zusam-
menzubringen. Wir hatten vor
Jahren in Österreich noch diesel-
ben Ängste punkto Lohndum-
ping an den Grenzen Richtung
Osten.

DieseÄngste gibt es doch
in Österreich immer noch.
Mich erreichen viel weniger Be-
schwerden als noch vorwenigen
Jahren. Wir haben Wege gefun-
den, um mit dem Problem des

Lohndumpings umzugehen. Da
sollen aber die Gewerkschaften
miteinander reden. Ich will hier
gar nicht stille Post spielen. Ich
möchte die Gelegenheit nützen,
beide Seiten ins Gespräch zu
bringen. So versuche ich auf ver-
schiedenenWegen, die Situation
zu entkrampfen.

Aber die europäischen
Gewerkschaften haben die
Schweizer Genossen eher
unterstützt in ihrem
Widerstand.
Klar, das ist gewerkschaftliche
Solidarität. Bitte verstehen Sie
mich nicht falsch: Es geht dar-
um, die Informationslage zu ver-
bessern, weil wir ganz ähnliche
Erfahrungen gemacht haben in
Österreich.

Man hat Sie auch schon als
transalpinen Paartherapeuten
bezeichnet. Sehen Sie sich in
dieser Rolle?
Das kann ich klar dementieren.
Der Paartherapeut steht in der
Mitte, doch ich stehe auf der Sei-
te der Europäischen Union. Und
wie gesagt, ich will die Erwar-
tungen nicht zu hoch schrauben.
Wir werden nicht alle Probleme
auf einen Schlag lösen.

Sie haben auch schon von
einemNeustart in den
bilateralen Beziehungen
gesprochen.Wie stellen
Sie sich das konkret vor?
Ich denke an einen politischen
Dialog. Das ist ja auch der
Wunsch von Bundesrat Cassis.
Das gegenseitige Verständnis
kann dabei nur wachsen.

Dialog ist gut, dochwas soll
das Ziel sein?

Es soll ein permanenter Dialog
sein. Im Namen liegt schon die
Zielsetzung. Bevor es zu harten
Verhandlungen kommt, gilt es
im Dialog auszuloten, was die
Sorgen und Ängste sind. Ich bin
froh, dass alle Parteien in der
Schweiz diesen politischen Dia-
log befürworten. Jetzt muss das
EU-Parlament die Kommission
zu Flexibilität bewegen, damit
dieser Dialog substanziell wer-
den kann und nichtwieder in ei-
nem engen Korsett erstickt.

Sie haben von denÄngsten
beim Lohnschutz gesprochen,
die gibts auch bei der Rolle
des Europäischen Gerichtshofs,
des EuGH.
Das ist ein gutes Beispiel,wowir
mit Transparenz viel erreichen
können. Nehmen wir ein Fuss-
ballspiel, das können wir uns
auch nicht ohne Schiedsrichter
vorstellen.Diesen braucht es ein-
fach. Wenn der jemanden ver-
warnt, heisst es auch nicht, dass
das Spiel zu Ende oder verloren
ist. So ist es auch,wennwir in ei-
nem regulierten Rahmen Wirt-
schaft betreiben. Das ist ganz
normal. Da könnenwir auch auf
Schweizer SeiteVertrauen schaf-
fen und deutlichmachen,wie der
EuGH in der Praxis als Schieds-
richter funktioniert.

Die Schweiz ist aber nicht
Mitglied, und der
Schiedsrichterwird vom
anderenVerein gestellt.
Das ist eben der Schiedsrichter
für den Binnenmarkt, bei dem
die Schweiz mitmachen kann.
Aberwie gesagt, ichmöchte jetzt
nicht mit dem schwierigsten
Thema anfangen undwieder das
Pferd von hinten aufzäumen.

«Ich halte es für völlig falsch,
die Schweiz hinzuhalten»
EU-Abgeordneter Lukas Mandl ist Berichterstatter zur Schweiz im EU-Parlament. Beim Rahmenabkommen
hätten beide Seiten Fehler gemacht. Er kritisiert den Rauswurf der Schweiz beim EU-Forschungsprogramm.

Eine Schautafel des Human-Brain-Projekts der ETH Lausanne, das von EU-Förderprogrammen profitierte. Foto: Laurent Gillieron (Keystone)

Swissness Der Ständerat will die
Marke «Schweiz» besser schüt-
zen und der «Flut von gefälsch-
ter chinesischer Ware» an der
Schweizer Grenze einen Riegel
vorschieben. Der Bundesrat soll
auf der höchsten politischen
Ebene in China vorstellig wer-
den.Die kleine Kammer hat ges-
tern einer entsprechenden Mo-
tion ihrer Aussenpolitischen
Kommission mit 27 zu 7 Stim-
men bei einer Enthaltung zuge-
stimmt. Trotz bisheriger Bemü-
hungen kämen jeden Tag Tau-
sende Pakete mit gefälschter
Ware aus China und Hongkong
in die Schweiz, sagte Kommis
sionssprecher Thomas Minder
(parteilos, SH).

Gemäss einer Studie der
OECD haben sich die Umsatz
verluste der Schweiz durch ge-
fälschte Ware aus China im Jahr
2018 auf mehr als 4,45 Milliar-
den Franken belaufen. Insbeson-
dere die Schmuck- und Uhren-
industrie sei betroffen. (sda)

Fälschungen aus
China beschäftigen
Ständerat

Corona Die Berner Polizei ist ges-
tern Abend erneut mit Gummi-
schrot undWasserwerfern gegen
Teilnehmende einer unbewillig-
ten Corona-Demo vorgegangen.
Insgesamt etwa 800 Massnah-
menkritiker hatten sich an der
Kundgebung beteiligt. Den Bun-
desplatz hatte die Polizei zuvor
abgeriegelt.

Zunächst hatte die Polizei
einen Umzug vom Bahnhof in
dieAltstadt und zurück toleriert.
Im Rummel des Abendverkaufs
zogen die Massnahmengegner
durch die Gassen und skandier-
ten «Liberté». Viele trugen Blu-
men als Zeichen des friedlichen
Widerstands auf sich. Laut An-
gaben der Ordnungskräfte wur-
den aber zumTeil auch Pyrotech-
nika gezündet und Gegenstände
gegen Einsatzkräfte geworfen.

Zu EinsätzenmitWasserwer-
fern und Gummischrot kam es
nach 21 Uhr. Kurzzeitig spielten
sich rund umden Bahnhof chao
tische Szenen ab. Über Verletzte
lagen keine Angaben vor. (sda)

Unbewilligte
Demo in Bern

EU-Abgeordneter der ÖVP

Lukas Mandl ist seit 2017 Europa-
abgeordneter. Für den auswärti-
gen Ausschuss des EU-Parla-
ments schreibt der 42-jährige
Österreicher einen Bericht über die
Beziehungen Schweiz–EU, der im
Frühling 2022 im Plenum diskutiert
werden soll. Er gehört der kon
servativen Volkspartei von Bundes
kanzler Sebastian Kurz an. (sti)
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Familienpolitik Für die Kinder-
Betreuungskosten sollen Eltern
künftig bis zu 25’000 Franken
von der direkten Bundessteuer
abziehen können.Das Parlament
hat die entsprechende Vorlage
bereinigt. Schliesslich verzichte-
te der Ständerat darauf, einen
weiteren Kinderabzug zu erhö-
hen.Oppositionslos schloss sich
die kleine Kammer gestern dem
Nationalrat an. Dieser hatte am
Mittwoch eine Erhöhung des El-
terntarifs von 251 auf 300 Fran-
ken pro Kind abgelehnt. Im Sep-
tember 2020 hatte das Stimm-
volk eine erste Vorlage an der
Urne mit rund 63 Prozent abge-
lehnt. Zum Verhängnis gewor-
den war der Vorlage laut Beob-
achtern, dass neben dem höhe-
ren Steuerabzug für extern
betreute Kinder auch der allge-
meine Abzug pro Kind hätte er-
höht werden sollen. Das Parla-
ment hatte dieses Element in die
ursprüngliche Vorlage des Bun-
desrats eingefügt. (sda)

Höherer
Steuerabzug für
Kinderbetreuung


